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Ermittlungsverfahren gegen Thomas Stork
Tatvorwurf: Parteiverrat
Tatzeit: 0'l .01,2009 -3i .12.2009
lhre Strafanzeige vom 26.06.2012

Sehr geehrter Herr Hackmann,

das Ermittlungsverfahren gegen den Beschuldigten habe ich gem, S 170 Abs. 2 Strafprozess'

,rrÄnr rnn ainnaclolltv, v,,si 
'v 

v,, rvvvrvri.

lch kann dem Beschuldigten eine strafbare Handlung mit der fÜr die Anklageerhebung erfor-

derlichen Srcherheit tticht nachweisen.

I
Mit lhrer Strafanzeige weden

lhref Mutter anwaltlich vertreten,

Rechtsanwalt Brenken gleiehzeitig

bestand des Parteiverrats erfullt.

Zum anderen werfen Sie dem Beschuldigten vor, er habe in den Nachlassauseinandersetzu lJ'.

gen mit lhrer Mutter das Teilungsversteigerurrgsverfahren betreffend das lhnen und lhrer Mut-

ter vererbte Grundstück weisungswidrig ztt spät eingeleitet; ferner habe er nach dem Tod lhrer

Großmutter lhrer Mutter gegenüber weisungswidrig Unterlagen nicht weitergeleitet und
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dadurch Auskünfte nicht oder nicht rechtzeitig erteilt, weswegen Sie die Kosten einef unter ' / 
!

anderem auf Auskunft gerichteten Klage lhrer Mutter zu tragen gehabt hätten.

.Das auf lhre Strafanzeige vom 15. Juni 2013 bei der Staatsanwaltschaft Essen hin eingeleite-

te Verfahren habe ich nach hier übernomrnen und mtt dem vorliegenden Vedahren verbun-

den.

Nach Prüfung ihres Vorbringens und Ausweftung der mir mittlerweile vorliegenden Zivilakten

tst indes dem Beschuldigten, der die Vorwrlrfe bestreitet, ein strafbares Verhalten nicht mit der

fr.jr eine Anklageerhebung notwendigen Sicherheit nachzuweisen.

a) Parteiverrat. $ 356 SIGB:

Der Tatbestand des Parteiverrats ist aus Rechtsgründen nicht erfülit, weil der Beschuldigte

und Herr Rechtsanwalt Brenken im maßgeblichen Zeitraum lediglich in Bürogemeinschaft

(,, Kooperation") miteinander verbunden waren und Rechtsanwälte in Bürogemeinschaft ihre

Mandate selbständig betreiben, Dernzufolge waren der Beschuldigte und Herr Rechtsanwalt

Brenken in der vorliegenden Konstellation nicht als,,ein Anwalt" im Sinne von $ 356 Abs, 1

SIGB anzusehen. lch erlaube mrr in diesem Zusanimenhang den Hinweis auf die von lhnen

mit Schreiben vom 6. Juli 2013 vorgelegte Mitteilung der Rechtsanwaltskammer vom 8. Janu-

ar 2013, durch die Sie bereits ehtsprechend unterrichtet worden sind,

b) Teilunosversteiqerunq: Weitedeitunq von Unterlaqen:

Soweit Sie dem Beschuldigten erne verspätete Umsetzung eines Auftrags zur Eileitung der

Teilungsversteigerung und zur Weiterleitung von Unterlagen vonverfen, kommt eine Shafbar-

keit wegen Untreue gernäß S 266 StGB in Betracht, Hierfür müsste indes nicht nur eine

Pflichtverletzun onderh darüber hinaus eln Vermögensschaden zu lhren

.-=- .. Lasten sowie e ten des Beschuldigten nachweisbar sein. Hierfür liegen

keine hinreiche r,

lch nehme insoweit Bezug auf die mir vorliegenden Akten des vor dem Landgericht Osnab-

fück geführten Zivilrechtsstreits 5 O 2499111 , in dem Sie wegen ebendieser Vorwürfe von dem

Beschuldigten erfolglos Schadensersatz verlangt haben.

So hat das Ländgericht in seinem Urteil vom 1. Juni 2012 hinsichtlich des Vorwurfs der veF

späteten Teilunqsversteiqerunq bereits keine Pflichtverletzung fdststellön können, weil der von

lhnen behauptete Vefsteigeru ngsauftrag von Februär 2009 nicht nachweisbar sei. Auch im

Strafverfahren würde sicn ein entsprechender Auftrag nicht hinreichend sicher nachwe.isen
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lassen: Der tseschuldigte hat von Anfang an bestriiten, dass zu diesem Zeitpunkt bereits ein

Auftrag erteilt worden sei, Insoweit sieht Aussage gegen Aussage, ohne dass belastbare

Gründe dafür vorliegen würden, lhren Angaben rrehr G|alrben zu schenken als denen des

Beschuldigten. Vielmebr führt das Landgericht zutreffend äus, dass der Schriftverkehr mit dem

anwaltlichen Vertreter lhrer Mutter eher gegen den von lhnen behaupteten Auftrag spricht. Da

die von lhnen benannten Zeugen keine unmittelbaren Angaben zu den genauen Vereinbarun-

gen zwischen lhnen und dem Beschuldigten machen können, sind auch insoweit keine Erfblg

versprechenden Ermittlungsansätze vorhanden. Selbst wenn jedoch der Nachweis geführt

werden könnte, dass ein Auftrag bereits im Februar 2009 erteilt worden ist, fehlt es än ausrei-

chenden Beweiserr für eine vörsätzliche Pflichtve etzung durch den Beschuldigten, die eben-

so gut auf Nachlässjgkeit oder der Annahme beruhen könnte, durch eine Zurückstellung des

Teilurrgsversteigerungsantrags und die Fofdührung von Vergleichsverhandlungen lhre Inte-

ressen besser fördern zu können. lrn letzteren Fall wütde es äm Vorsatz bezüglich einer Ver-

rnögensschädigung gefehlt hai)en.

Hinsichtlich des Vorwurfs cier ygI4ECIle! lverterlatlulcl voLLlntedagen fehlt es jedenfalls an

Belegen für einen hierdurch entstanclenen, konkreten Vermögensschaden. lch verweise inso-

weit auf die lhnen bekannten Ausführungen im urteil des oberlandesgerichts oldenbulg vom

2. Oktober 2012, denen zufölge Vedahrenskosten in gleicher Höhe auch dann entstanden

wären, wenn die Auskunft (fechtzeitig) efteilt worden wäre. Auch ist nicht ärkennbar, dass Sie

bei rechtzeitiger ErieilLlng der Auskunit in der $ache einen geringeren Betrag zu zahlen ge-

habt hätten, Wie sich aus def Kostenentscheidung cles Landgerichts vorn 2. März 2010ln dem

zugrunde liegenden Reohtsstreit 1A ö 2641109 ergibt, entsprach die lhrerseits durch Vergleich

übernornmene Zäh lungsverpfliehtung der t1älfte des Nachlasswertes, die Sie unabhängig von

der Efteilung der Auskunft gesohuldet haben.

lch habe das Vedahren daher einstellell rnüssen,

Gegen diesen Bescheid kann binnen zwei wochen nach Bekanntgabe Beschwerde bei der

Generalstaatsänwaltschaft, l\lozartstraße ii, 26135 Ülclenburg, eingelegt werden Die Be-

schwerde muss innerhalb der angegebenen Frist bei dieser BehÖrde oder bei der Staatsan-

waltschaft Osnabruck, Kollegienwell 11, 490/4Osnabrück, eingegangen sein. Falls Be-

sehwerde eingelegt wird, bitte ich mitzuteilen, än welchem Tag der Bescheid zugegangen ist

Zur Vermeidung von Fehlleitungen Llnd Rückfragen wird ferner gebeten, in der Beschwerde-

schrrft auch anzugeben, welche Staatsanwaltschaft unter welchem Aktenzeichen den ange-

ü
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fochtenen Bescheid eriassen hat.
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